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Willibald Posch hal schon früh die Bedeutung Europas für das österreichlsche Recht er­
kannt, und vermutlich war er auch schon in Gibraltar. Dort leben weniger als 30.000 Men­
schen auf etwa 6,5 kmi. Wahlen in einer olchen Kleinstad1 würde man kaum mehr aJs loka­
le Bedeutung beimessen. Doch haben Wahlrechtsfragen in Gibraltar zu zwei spekta1."111ären 
Entscheidungen der beiden europäischen Höchstgerichte geführt, die für alle Mitgliedstaa­
ten der Europäischen Union wichtig sind und ein neues Licht auf zwei zentrale Grundwerte 
Europa we.rfen: die Demokratie und den Grundrechtsschutz. 

I. Wahlen in Gibraltar

Dass die Bürger Gibraltars im Jahr 2004 erstmals an den Wahlen zum Europäischen Par­
lament teilnehmen konnten, verdanken sie einer Entscheidung de Europäischen Gerichts­
hofes für Menschenrechte in Straßburg. Das sie auch 2009 wählen durften und in Hinkunft 
wahlberechtigt bleiben. hat der Luxemburger Gerichtshof der (damaljgen) Europäischen 
Gemeinschaften ermöglicht. Hintergrund der juristischen Auseinandersetzungen i I der Sta­
tus Gibraltar aJ britische Kronkolonie, auf die auch Spanien Souveränität ansprüche er­
hebt. 

A. Die Matthews-Entscheidung des Europäischen Gerichtshofes für
Menschenrechte

In seiner Entscheidung vom 18. 2. 1999 1 hat der EGMR auf Beschwerde von Frau
Matthews, einer Bürgerin von Gibraltar, bekanntlich festgestellt, dass das Vereinigte König-

1 EGMR 18. 2. 1999, Appl Nr 24833/94 ECHR 1999-1 = EuGRZ 1999, 200 = BRlJ 1999, 4: dazu 
z.B Bröhmer, Das Europäisc:he Parlament: Echtes Legislativorgan oder bloßes Hilfsorgan im legislati­
ven Prozeß? - Zur Maubews-Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte, ZEuS 
1999, 197; Dörr, Anmerkung zur .,Matthews'"-Entscheidung des EGMR, JuS 2000. 1013: Gonuilez 
Alonso, Las secuelas del asunto Matthews y el voro de lo. gibraltareiios en las elec.ciones Al Parlamemo 
Europeo: lo que mal oomienza. mal termina, Revista espaiiola de derecho incemaciooal 2002. 987: Len"' 
Anmerl--ung zum .. Manhews" - Urteil, EuZW 1999. 311; Pulido Quecedo, Elecciooes Europeas, Tribu­
nal Europeo de Derecbos l-!umanos y Derecho Comunitario (a propo ito de la STEDH. de 18 de febrero 
de 1999. Caso Matthews c. Rcino Unido). RepertorioAranzadi de! Tribunal Constitucional /!999, 1655; 
Ruiz Jarabo. l'or una iterprctaci6n pacifica de Matthews contra Reino Unido: Colonialismo y Derechos 
Fundamenta.lC$ en Gibraltar, Aauario de derecho intemaciona.J 2002, 229: Stinchcz Rodrfg11a, Sobre 
el Derecho lnternaciona.J. de los Derechos Humanos y Comunitario Europeo (a proposito dcl asunro 
Matthews c. Reino Unido). Revist.a de Dcrecbo Comunitario Europeo !999. 95; Sche.rnrers, Annot:l-

Boric/Lurger/Schwarz.enegger/Terlitza, Festschrift Posch (2011), LcxisNexis 503 



FranzMerli 

reich das in Art 3 1. ZP EMRK garantierte Recht auf freie Wahlen verletzt habe, indem es 
den Bürgern Gibraltars die Möglichkeit zur Teilnahme an den Wahlen zum Europäischen 

Parlament im Jahr 1994 vorenthalten hatte. Dieses Ergebnis stand im Widerspruch zu der 
Beurteilung, die die Europäische Menschenrechtskommission im selben Fall zuvor abge­
geben hatte,2 und es war auch alles andere als selbstverständlich, denn der EGMR musste 
dazu eine Reihe von schwierigen Rechtsfragen lösen. 

Zunächst qualifizierte er das Europäische Parlament als gesetzgebendes Organ iSd Art 3 
1. ZP EMRK,3 obwohl diese Bestimmung ursprünglich nur auf nationale gesetzgebende
Organe abstellte und das Europäische Parlament im Übrigen nicht die vollen Befugnisse
eines typi chen Parlaments besaß. Ausschlaggebend dafür war einerseits eine. dynamische
und teleologische Auslegung der Menschenrechtskonvention als Jiving instrument" und
von Art 3 als Garantie tatsächlich effektiver Demokratie, die sich wandelnden Gegebenhei­
ten anzupassen habe, und andererseits die deutlich stärkere Stellung, die das Parlament im
Gesetzgebun�prozess der (damaligen) EG du.rch den Vertrag von Maastricht erhalten hatte.
Zweitens war zu klären, ob das Europäische Parlament als gesetzgebendes Organ für Gi­
braltar betrachtet werden konnte, obwohl das Gemeinschaftsrecht in Gibraltar nur in be­
schränktem Umfang Wtrkung entfaltete! Dem Gerichtshof reichte hier, dass das Gemein­
schaftsrecht zumindest in einigen wesentlichen Gebieten in Gibraltar Anwendung fand.5 

Drittens und vor allem aber war unklar, ob das Vereinigte Königreich für die Vorenthaltung
de-s Wahlrechts zum Europäi chen Parlament verantwortlich war, denn die Rechtsgrundlage
für den Aus chluss der Bürger Gibraltars bildete der og Direktwahlakt 6 also ein primär­
rechtsglcicher Akt der Europäischen Gemeinschaft, der �icht von einer Veruagspartei der 
Menschenrecht konvention erlassen worden war und im Ubrigen nur mit Zustimmung aller 
Mitgliedstaaten geändert werden konnte. Dadurch ließ sich der Gerichtshof jedoch nicht be­
irren, sondern verwies auf clie Verantwortlichkeit der Vertragsparteien, nach Art 1 EMRK 
allen ihrer Jurisdiktion unterstehenden Personen die Konventionsrechte zu sichern und die 
Tatsache, dass sich das Vereinigte Königreich ja selbst und erst nach Inkrafttreten des 1. ZP
in diese Lage begeben habe.7 

Die allgemeine Bedeutung der Matr/zews-Entscheidung lag darin, dass den Vertragspar­
teien eine „Flucht in die Supranationalirär- versperrt wurde, dass sie sich also aus ihren 
Verpflichtungen aus der Konvention durch die Übertragung von Zuständigkeiten an inter­
nationale oder supranationale Organisationen nicht entziehen konnten, und der damit ver­
bundenen indirekten Bindung der (damaligen) EG an die Menschenrecb konvention, auch 
wenn die EG keine formale Vertragspartei in der Konvention war. Letztlich hat sich damit 
der EGMR als subsidiäres Verfassungsgericht auch für die EG etabliert. Das gilt ganz be-

tion: Matthews vs United Kingdom, C.M.L.Rev. 1999, 673; Weiß, MatthewsNereinigtes Königreich 
- Urteil vom 18. Februar 1999, EuZW 1999, 308. 

1 EKMR 29. 10. 1997, Appl Nr 24833/94 EuGRZ 1999, 206 . 
, EGMR (FN !) Rz 36 ff. . . .. . . 

Dies ecgibt sich aus dem Vertrag über den Beitritt Dänemarks, Irlands und des Verem�gt�n Komgr�1chs 
zu dea Europäischen Gemeinschaften; s auch EuGH 23. 9 .  2003, C-30/01, Komffilss1on/Verem1gtes 
Königreich, Slg 2003 I-9481. 

' EGMR (FN I) Rz 11 ff. 
Beschluss 761787/EGKS, EWG, Eunllom und Akt zur Einführung allgemeiner unmmelbarer Wahlen 
der Abgeordneten des Europäischen Parlaments vom 20. September 1976. ABI 1976 L 278ft und 5.

inzwischen oe,indert durch Beschluss 2002/772/EG. Euratom. ABI 2002 L 283. I. Anhang ll (heute: 
Anhang· I) d;s Aktes lautet: ,,Das Vereinigte Königreich wird d(e Vorschriften dieses �s nur auf� 
Vereinig1e l<:önigrcich anwenden.u Ausgeschlossen ist damit seme A�wendlll_l? auf Gebiete (wie Gib­
raltar), eile nicht zum Vereinigten Königreich gehören. deren auswärtige Be21�h1mgen aber das Verei­
nigte Königreich nach Art 299 Abs 4 EGV Getzt An 355 Abs 3 AEUV) wahrnimmt. 

' EGMR (FN 1) Rz 19. 
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sonders. we� �ha�pt�te Konventionsrecht.sverletzungen durch den EuGH nicht überprilf­
bar smd, weJI sie, wie 1m Fan Mauhews� auf Primärrecht oder primärre.chtsgieichem Recht 
beruhen. das der Kontrolle de EuGH rucht unterliegL Das gjlr aber auch, wie wir inzwi­
s7hen_ aus der Bosphorus-Entscheidung des EGMR' entnehmen können, wenn eine z0 tiin­
digke1r des EuGH �teht: 1n �jesen Fäflen behält sich der EGMR zumindest eine nachprü­
fende Grobkontrone 1m Hinblick auf Konvention verletzungen vor. 

Tm konkreten F�I stand nun das Vereinigte Königreich vor der schwierigen Aufgabe, ei­
nen Weg zur Gewä.h:ler�tung des Wahlrechts der Bürger Gibralcars zum Europäischen Par­
lam�nt zu _fin�en. Die emfachste Möglichkeit, nämlich die Änderung des Direktwahlaktes, 
sch:H�rte _m d:esem Punkt� _Widerstand Spaniens, das eine weitere Ve.rfe tigung der Zu­
geho_n�keu ?.1�ral� ZUT bnu ?he� Krone befürchtete. Immerhjn aber konnten sich das 
Veremigte Ko�1gre1ch und Sparuen 1m Rahmen der Verhandlungen auf ein bilaterale Ab­
kommen ver�1and1gen, nach de� das Vereinjgte Königreich für die Erfl.lllung der Verpilich­
t�ngen aus dem Marthews�_Urte.i1 Sorge tragen �de.9 Als das Vereinigte Königreich dann 
die entsprechenden Rechtsanderungen vornahm (die zur TeiJnahme der Bürger Gibraltar an 
de� W�len zum Europäischen Parlament im Jahr 2004 führten).10 sah Spanien allerding
dann emen Venragsverstoß und erhob Klage beim EuGH. 

B. Die Entscheidung des EuGH im Fall Spanien/Vereinigtes Königreich

Der EuGH wies die Klage am 12. 9. 2006 ab.11 Auch das war nicht selbstverständlich
und vo� allgemeiner Bedeutung. Spanien hatte zunächst Verstöße gegen den Direktwahlakt 
d�c� dte_konkrete Ausge taltung der Modalitäten des Wahlrechts geltend gemacht. Rechts­
widrig sei _vor allem,_ das� Gibraltar als Gebiet Teil eines englischen Wahlbezirkes wurde
und das die Wahlen m Gibraltar (statt als Briefwahl im Vereinigten Königreich) und unter 
der Veranrwonung der Behörden und der Kontrolle von Gerichten Gibraltars stattfanden. 
Der EoGH f�}gt: de� nicht. we� nur unter dje en Bedingungen die effektive Ausübung des 
Wahlrechts für die Burger von Gibraltar sichergesteUt werden konnre_iz 

Praktis<:13 k_eint: �olle _ in diesem Verfahren pielte dagegen die Frage, ob nicht der Direkt­
,��lakt die einse11J.ge Emführung von Wahlen zum Europäischen Parlament durch das Ver­
e1�1�te �ön(greich überhaupt verbot, als� :ine der Argumente, müdem sich das Vereinjgte 
Komgreach. IIIl �aulzews-Fall noch verteidigt hatte. Der EuGH begnügte sich dazu mit dem 
knappen Hinweis darauf, dass Spanien nicht bestritten habe, dass das Vereinigte Königreich 

: EGMR 30. �- 2005, Appl Nr45036/98 NJW 2006, 1 .97 =EuGRZ2007, 662. 
10 

Schlussantrag� des Generalanwalt� 6.4.2006, C-145/04, Spanien/Vereinigtes Königreich, Rz 32 ff. 
iif�).an 

Pa.ltament (Repre.scata1mn) Act 2003, w..vw.Iegislation.go .uk/ukpga/200317/contents (l. 2.
11 Eu?H 12. 9.2006. C-_145/�. Spanien/Vereiaigres Königreich.. Slg 2006 f-7917 = EuGRZ 2007. 39.Dazu zB Ausr. Vo_� Un1onsburgem und anderen Wählern. Der Europäische Geriobtsbof und das Wahl­recht zum Europaa.schen .Parla.,ient, ZEuS 2008. 253; Besselink. Commou Market Law Review 2008 787; Bu_rgorgue-larsen, L'identite de !'Union europtfoune au coeur d'une controverse rerriroriale ui� �en1.el1;8-1ce. R�vue �n:iesoi�lle de droil euro�n 2(?07. 25; Caval.iere, Da Suasburgo a Lussemburgo:1 auov1 coufina de! dmtto di vot� nelle_ elezmm penl Parla.mento eUiope,�. Diri110 pubblico companuoed �u_ropeo 2007, 319: _Dorr. Die Umoasbilrgerschaft zwischen Auffangfreiheit und demokratischer Legit1manon, an Rengclmg-FS (2008) 205 (210 ff); Oonui.le, Garr:ia, Revista de Derecho Comunitario Europeo 2008, 215; Monra:ian. La titolariti\ del diritto di voto al Parlamento europeo: osservazioni su due senu:� de.Ua Corte � �semburgo, La Comunita intemaziona!c 2007, 703: Shaw. The PoliticalRcp�eseruanoa of Euro� s C1uzcns: Developments, European Conslitutional Law Review 2008. 162: 

l.eta,a Ga�agarz11. � C1udadanfa de la Union y el derecho a voiar en las elecciones al Padamento Eu­ropeo, Civuas. Rev1sta espaiioln de Derecho Europeo 20()7. 9 l. 
12 EuGH (FN II) Rz 95. 
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der Verpflichtung aus dem Matthews-Urteil trotz Beibehaltung der entsprechenden Bestim­
�ungen des Direktwahlaktes nachkommen musste. 13 Die Frage ist jedoch aus allgemeiner
Sicht von großer Bedeutung, und deshalb wird darauf zurückzukommen sein. 

Ausfü�li�her b�fasste sich der EuGH dagegen mit dem zweiten spanischen Klage­
grund, namhch mit dem Vorwurf, das Vereinigte Königreich habe Gemeinschaftsrecht
verletzt, indem es_ ?as �ahlrecht �u� Europäischen Parlament_ auch sog „Qualifying
Commonwealth Crtrzens (QCC) emraumte, also Bewohnern Gibraltars die zwar eine 

N'.111ebezie�ung �um �ereinigten Königreich haben, aber anders als „norm:Ue" Bürger von 

Gibraltar �icht die bntis_che Staatsangehörigkeit und damit auch nicht die Unionsbürger­
schaft besitzen. Der Genchtshof sah auch darin keinen Verstoß: Die Bestimmung des (da­
mahgen) Art 189 EGV, nach der das Europäische Parlament aus Vertretern der Völker
der in der Gemeinschaft zusammengeschlossenen Staaten" besteht, schließe ein Wililrecht
von Drittstaatsangehörigen nicht aus; der Ausdruck „Völker" könne nicht mit Unionsbür­
gern gleichgesetzt werden. Der Direktwahlakt enthalte insofern keine näheren Bestim­
mungen, �?nde� übe�lasse die Regelung den Mitgliedstaaten. Aus den Bestimmungen 

?es EGV uber die Umonsbürgerschaft sei schließlich nur abzuleiten, dass Unionsbürger
Jedenfalls wahlberechtigt sein müssen; ein Verbot der Teilnahme von Drittstaatsangehöri­
gen enthielten auch sie nicht.14 

Die Entscheidung fällt zunächst auf, weil sie eines der seltenen Beispiele für ein Vertrags­
�erl�tz_ungsverfahren zwischen zwei Mitgliedstaaten darstellt. 15 Von allgemeiner Bedeutung
ist sie Jedoch vor allem aus drei Gründen.

Erstens lässt sie sich wohl kaum anders verstehen, als dass der EuGH der EMRK Vor­
rang auch vor gemeinschaftsrechtlichen Vorschriften auf Primärrechtsstufe einräumte. Die 

Erstreckung der Wahlen zum Europäischen Parlament auf Gibraltar stand (und steht) im
Gegensatz zum Wortlaut und auch zur Entstehungsgeschichte des Direktwahlaktes. Eine 

konventionskonforme Interpretation des Direktwahlaktes hatte keine Partei vorgebracht,
und auch der EuGH hat dies nicht einmal versucht, sodass als Begründung letztlich nur ein 

Zurücktreten der einschlägigen Bestimmung des Direktwahlaktes gegenüber den konven­
tionsrecht!ichen Anforderungen, wie sie im Matthews-Urtei1 konkretisiert wurden, infrage
kommt. Eme Erklärung dafür könnte Art 307 EGV Getzt Art 351 AEUV) liefern,16 der Ab­
weichungen vom Gemeinschaftsrecht zulä l. wenn sie von früher ab0eschlos enen völker­
rechtlichen Verträgen mit Deinen geboten sind, doch der Gerichtshof �rwähnte die Bestim­
mu�g �cht einmal. Deutlicher war Generalanwalt Tuza,ro in einen Schlussanträgen.: Er
benef s1ch auf Art 6 Abs 2 (heute Abs 3) EUV, der allgemein clie Achtung der Grundrech­
re verlangt, wie sie sich (ua) aus der EMRK ergeben, und sprach au ·drücklicb von einer
,,höherrangige[n] Rechtsnorm', 17 clie ,,zu einer Ausnahme von Anhang 2 [des Direktwahl­
aktes] füb.rt".18 Konseguemerweise sah er eine Verdrängung der ein chlägigen Bestimmung
des Direktwahlaktes nur im Hinblick auf Unionsbürger, da weder aus An 3 Abs l 1. ZPEM­
RK noch aus dem Matthews-Urteil eine Pflicht zur Einräumung des Wahlrechts auch gegen­
über Drittstaatsangehörigen hervorgehe und insoweit daher keine „Gefahr der Kollision mit

n EuGH (FN 1 1) Rz 90.•• EuGH (FN 11) Rz 74. 
1' Spanien hatte vor der eigenen Klageerhebung auch vergeblich versucht, die Kommission zu einer Klage zu veranlassen. 
1• Besselink (FN II) 807 f. 
1 7  Schlussanträge (FN 9) Rz 1 29.•• Schlussanträge (FN 9) Rz 131. 
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den Grundsätzen der EMRK" bestehe.19 In diesem letzten Punkt folgte ihm der Gerichtshof
nicht, doch das ändert nichts am Wesentlichen: an der Annahme einer ormenhierarchie
zwischen EMRK und primärrechtsgleicbem Gemeinschaftsrecht und an der Tnao.spruchnah­
me einer Art von inzidenter Normenkontrolle eines priroärrechtsgleichen Akts durch den
EuGH. Der EuGH fügte damil dem bekannten Prinzip der konventionskonformen Ausle­
gung des Gemeinschaftsrechts, etwa der Gemein chaftsgmndrecht�.20 ein w�iteres und zu­
sätzliches Element hinzu, das die Bindung der EG an die Konventmn verstärkte und auch
noch nach einem Beitritt der EU zur EMRK., wie ihn An 6 Abs 2 EUV idF von Lissabon
vorsieht, zur Bereinigung von Konvention verstößen bedeutsam bliebe.

Die Entscheidung ist aber auch ein Beispiel für eine ve.rfas ungs cbonende Auslegung
von GemeinschaftsrechL Im konkreten Fall verwies der EuGH zweimal ex_plizit darauf, dass
die Erstreckung des Wahlrechts auf QCC (auch bei nationalen Wahlen) mit der �erfassungs­
tradition des Vereinigten Königreiches zusammenhänge_:u lndem er d�uf vem�htete. dem
Gemeinschaftsrecht weiter gebende Festlegungen zu entnehmen, als steh uom1ttelbar aus 

dem Text der einschlägigen Vorschriften ergaben, ließ er dem Vereini��n Köaigreic� d�n 

notwendigen Spielraum zur Aufrechterhaltung dieser Verfassungstradillon. _Allgeme11:1 _1s,
eine solche verlas un11sschoncnde Auslegung ein Mittel, um unauflösbare PfllchtenkolllSlo­
nen der Mitgliedstaat;n zwischen Anforderungen des GemeinschaftsrechtS, der Menschen­
rechtskonvention und der nationalen Verfassung zu vermeiden.22 

Schließlich steht die Entscheidung für ein pluralistisches Demokratiek0nzept in der_ EU.

Aus ihr und einer weiteren Entscheidung vom elben Tag23 zum Wahlrecht von Umons­
bürgern auf Aruba, einem niederlänclischen Gebiet außei:t1alb der �· ergibt sich. �s dieMitoliedstaaten das aktive Wahlrecht einerseits auch auf ihrem Gebiet lebenden Dattstaa�­
an;hörigen, andererseits aber auch eigenen Bürgern, die nicht im Gemeinschaftsgebiet
wohnen, verleihen und damit zwischen einer ,Staatsbürger-" und einer ,,Betroffenendemo­
kratie" wählen oder sich auch für Mischfoanen entscheiden können.

Die Entscheidungsfreiheit der e�_nen Mitgliedstaaten hat freilich Auswirkungen auf die 

anderen. Dies sei nun am Beispiel Osterreichs gezeigt.

II. Demokratie in Österreich

Das Recht der Republik Österreich geht nach Art I des Bundes-Verfassungsgese�e- von
1920 (B-VG) vom „Volk' aus. Der Nationalrat. das Parlament auf Bundesebene, wrrd nach
Art 26 B-VG vom ,,Bundesvolk" gewählt. Zur Wahl derLandtage. der ge etzgebe_nden Kör­
perschaften auf Landesebene. ind nach Art 95 B-VG clie .;Lande bürger" berechUgl. 

19 Schlussanträge (FN 9} Rz 130; v.gl auch Thienel, Slllatsangehörigkeit und Wahlrecht im s!ch einigend�n 

Europa: Das „Volk" im Sinne des An 3 1. ZPEMRK, in Öhlinger-FS (�004} 35?· Dass d1e EMRK ke,m
Wahlrecht für Nichtsi.aarsbürger verlangt. scheint Dörr (FN 11} 211. rnchl 7-U teilen: �ders als der Ge­
neralanwalt sieht er in einer konventionsrechtlichen Pflicht die Erklärung auch für die Erstreckung des
Wahlrechts auf QCC. · h E ·· · h :w Dazu zB Merli, Reahtsprechungskonkurrenz zwischen nationalen Verfassungsgene ten, uropaisc em
Gerichtshof und Europäischem Gerichtshof für Menschenrechte, VVDStRL 66 (2007) 392 (403 f
mwN). . R 

21 EuGH (FN 11) Rz 63 und 79. Das Wahlrech1 der QCC bei Unterhauswahlen beruh! auf dem epresen-
tation ofthe PeopleAcl 2000. www.legisl.alion.gov.uk/ukpga/2000/2/contenlS (1.2. 2011). 

22 Dazu Merli (FN 20) 413 ffmwN. 
n EuGH 12.9. 2006, C-300/04. Eman und Sevinger. Slg 20061-8055 EuGRZ 2007. 48.
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A. Demokratie als Staatsbürgerdemokratie

Der österreichische V fGH hat diese Bestimmungen iS einer Staatsbürgerdemokratie in­
terpretiert. In einer Entscheidung aus 198924 deutete er zunächst den Ausdruc� ,,Bundes­
volk" in Art 26 B-VG auf der Grundlage von systematischen und historischen Uberlegung 
als Gesamtheit (nur) der Staatsbürger. Daraus ergibt sich, wenn das auch nicht das eigentli­
che Thema der Entscheidung war, dass die Verfassung die Teilnahme von Drittstaatsangehö­
rigen an den Nationalratswahlen verbietet. 

Noch weiter reichende Folgen hat eine zweite Entscheidung des V fGH aus dem Jahr 
200425 zur Wahl von Bezirksvertretungen, eine Art von Stadtteilparlamenten, in Wien. Für
solche Wahlen enthält das B-VG keine expliziten Vorschriften nach dem Muster des Art 26 
B-VG. Der VfGH berief sich nun aber auf den allgemeinen Grundsatz des Art 1 B-VG und
entschied, auch das „Volk" iS dieser Bestimmung bestehe nur aus österreichischen Staats­
bürgern. Da Art 1 B-VG für alle Wahlen und Abstimmungen gilt, erwies sich damit die 

Einräumung des Wahlrechts an Drittstaatsangehörige bei den Bezirksvertretungswahlen in 

Wien als verfassungswidrig. Viel wichtiger ist jedoch die allgemeine Schlussfolgerung, zu

der die Entscheidung zwingt: dass die Beschränkung des Wahlrechts auf S�atsangehörige
zum - in Art 1 B-VG normierten - demokratischen Prinzip der Republik Osterreich und
damit zum Kern ihrer Verfassung gehört. Wenn das stimmt, kann ein Ausländerwahlrecht
auf allen Ebenen nicht einmal mehr durch „normale" Verfassungsänderung, sondern nach
Art 44 Abs 3 B-VG nur mehr als „Gesamtänderung der Verfassung" eingeführt werden, die 

einer Volksabstimmung unterworfen werden muss. 26

Diese zweite Entscheidung ist aus dogmatischer Sicht keineswegs überzeugend, 27 
doch hat sie Österreich zu einer reinen Staatsbürgerdemokratie gemacht. Ausnahmen be­
stehen nur für die Teilnahme von Unionsbürgern an den österreichischen W�len zum 
Europäischen Parlament und den Kommunalwahlen.28 In diesem �nkt gleicht Ost�rre!ch
Deutschland, wo nach Entscheidungen des Bundesverfassungsgenchts das ausschheßhch 

aus Staatsangehörigen bestehende „deutsche Volk" die einheitliche demokratische Legiti­
mationsgrundlage des Staates bildet.29 

Diese Feststellung ist freilich irreführend, wenn man die Mitgliedschaft Österreichs (und 
Deutschlands) in der EU in den Blick nimmt. 

B. Relativierungen durch die EU-Mitgliedschaft

Auch der V fGH räumte in der letztzitierten Entscheidung ein, dass Art 1 B-VG durch den 

(auf einem gesamtändernden, durch Volksabstimmung gebilligten Verfassungsgesetz be�­
henden) Beitritt zur EU eine Änderung erfahren habe, ,,derzufolge das ,Recht ' der Republik 
Österreich nunmehr nicht mehr allein vom , Volk', sondern zum Teil von Gemeinschaftsor­
ganen ,ausgeht' ".30 Ergänzen lässt sich, dass dieser Teil des Rechts mindestens ein Viertel 

,.. VfSlg 12.023/1989. 
" VfSlg 17.264/2004. . .. . 26 Diese Konsequenz. will Handstanger, Wahlrecht rrut Auslandsbezug: Europa-, Aus_�an?sosterre1cher-,

Ausländerwahlrecht. JRP 2007, 131 (135), nicht ziehen, doch wäre das wohl nur moghch, wenn Art 1
B-VG auch Anforderungen enthielte, die nicht zu den Grundprinzipien der Verfassung zählen. 

21 Ausführliche Kritik bei Pöschl, Wahlrecht und Staatsbürgerschaft, in Schäffer-FS (2006) 633 (651 ff
mwN). 

28 Art 19 EGV sowie Art 23a und 117 B-VG. 
29 BVerfGE 83, 37 (50, 55); 83, 60 (71). . . . '° No,·ak, Lebendiges Verfassungsrecht (2004), JBI 2007, 220 (226) __ s1e�t dann_ eme ,,!"ebenbem�r�ung

[ . .. J, die dem trnditionsbewussten Verfassungsrechtler die Schamrote ms Gesicht treiben muss. Ahn-
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bis ein Drittel ausmacht31 und dass er letztlich nicht von den Gemeinschaftsorganen. son­
dern von den Völkern Europas ausgeht, die den Gemeinschafts- bzw Unionsorganen über 
die Wahlen zum Europäischen Parlament und über die nationalen Parlaments- und Präsi­
dentschaftswahlen die demokratische Legitimation verleihen. 

Die Völker Europas entscheiden also über das Recht in Österreich mit, und daher fragt 
sich, wer z.u ihnen gehört. Die Antwort hängt vom jeweil. einschlägigen Wahlrecht, dem 
Staatsangehörigkeitsrecht der Mitgliedstaaten und chließlicb vom Krei der mitbestim­
mungsbefugten Völker ab. 

Das Wahlrecht zum Europäi eben Parlament kann, wie aus der zitierten Entscheidung 
Spanien/Vereinigtes Königreich hervorgeht, unter bestimmten Voraussetzungen auf Nicht­
staatsbürger erstreckt werden.32. Das Beispiel der QCC im Vereinigten Königreich zeigt,
dass das auch tatsächlich vorkommt: An den britischen Wahlen zum Europäischen Parla­
ment nehmen nicht nur die rund 200 QCC in Gibra1Lar sondern rund eine Million solcher 
Personen im gesamten Vereinigten Königreich teil. Umso mehr gilt die Freiheit der Mit­
gliedstaaten zur Gestaltung des Wahlrechts für ihre nationalen Wahlen: Sie wird nur durch 

das demokratische Prinzip des Art 6 Abs 1 (jetzt Art 2) EUV und des Art 3 1. ZPEMRK 
begrenzt, unterliegt aber keinen pezifiscben urrionsrechtlichen Vorgaben. Die Einbeziehung 
von Drittstaatsangehörigen i l daher durchaus erlaubt. Zwar machen die wenig ten Mit­
gliedstaaten von dieser Möglichkeit Gebrauch, doch enthalten immerhin die Verfas. ungen 
Belgiens, Irlands, Portugals, Spaniens und Slowenien ein chlägige Ermächtigungen.33 und 
die Teilnahme der QCC an den britischen Unterhauswahlen zeigt eben o wie jene bestimm­
ter Brasilianer bei den portugiesischen Parlamentswahlen,34 dass ein Ausländerwahlrecht für 
Drittstaatsangehörige auch jenseits der kommunalen Ebene mehr als reine Theorie ist. 

Freiheit genießen die Mitgliedstaaten auch bei der Bestimmung der eigenen Staatsbür­
ger. Nach einer ausdrücklichen Erklärung zum Vertrag von Maastricht und der Rechtspre­
chung des EuGH35 ist das Staatsangehörigkeitsrecht eine ausschließliche Kompetenz der 
Mitgliedstaaten. Sie können daher auch Einbürgerungen nach freier Entscheidung vorneh­
men, solange sich diese im Rahmen des allgemeinen V ölkerrechts bewegen, dh auf einer 
„genuine connection" zwischen den betroffenen Personen und dem jeweiligen Mitgliedstaat 

lieh wie der VfGH aber schon Ril/JSchäffer, in dies (Hrsg), Bundesverfassungsrecht (1. Lfg 2001) Art 1 
Rz 24. 

" Der Anteil EG-bestimmter nationaler Gesetzgebung lag in Deutschland (für den Bund) zwischen 24 % 
und 40 % mit steigender Tendenz; Nachweise bei Tietje, Autonomie und Bindung der RechL�etzung in 
gcswften Rechtsordnungen. VVDStRL 66 (2007) 45 (53 f) und Hoppe. Die Europäisienmg der Gesetz­
gebung: Der 80-Pro:tent-Mylhos lebt, EuZW 2009. 168. Die Größenordnungen dürften auf Östem:ich 
übertragbar sein. Hoppe selbst kommt mit einem anderen Ansatz, nämlich unter Einbeziehung des u.n­
mirn::lbar gellenden EU-Rechts, zum Ergebnis, dass etwa 0 % des in Deutsehland geltenden Rechts 
aus europäischen Richtlinien, Verordnungen und Primärrccht und nur zu 2-0 % aus autonomer nauonaler 
Gesetzgebung bestehen; die Zählweise ist mE aber anfechtbar. weil zwar alle genannten Arten europä­
ischen Rechts, bci den deutschen Akten nur solche in Gesetzesform gezählt werden. 

32 Zu möglichen Änderungen durch den Vertrag von Lissabon unten m.

" Übersicht und Nachweise bei Thiem!.I (FN 19) 374 ff; vgl auch Bauböck. Expansive GL\zen hip-Voting 
beyond Tenitory and Membcrship. Political Science & Politics 2005. 683 (684 f); Waldrauch. Wahl­
rechte ausländischer Staatsangehöriger in europäischen und kl11$.sischen Einw�ndenmgsstaaten; Ein 
Uberblick. Wiener Hefte l-2003. 56 (zugänglich auoh über www.demokratiezentrum.org/füeadmin/me­
dia/pdf/waldraucb_wahlrechte.pdf [ 1. 2. 2011 ]). 

>" Zum porrugiesischen Wahlrecht Abrar11es Mendes/Migucis. Lei eleiloral da Asscrnbleia da Republica• 
(2005, zugänglich unter www.cne.pl/cU/legis_lear_2005_anotada.pdf [l. 2. 2011] Art I Anm lli. 

1l EuGH 7.7.1992. C-369/90, Micheleui, Slg 19921-4239; 20.2.2001, C-192/99. Kaur, Slg 2001 '1-1252; 
19. 10. 2004, C-200/02, Chen. Slg 20041-9925. Zu stärkeren Beschränkungen bei der Aberkennung
der Sta.aJ.Sbilrgen;chaft mit der Folge des Verfusts der Unionsbürgerschaft EuGH 2. 3.2010. C-135/08.
Rollmann, noch nicht in Slg.
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b�ruhen.36 In sehr v_ielen Mitgliedstaaten bestehen auch Regelungen zu privilegierten Ein­
burgerung von bestmunten Personengruppen vor allem aufgrund früherer kolonialer oder 
ethnischer Verbindungen - von den Bürgern Hongkongs im Vereinigten Königreich bis zu 
M_?ldawiern in Rumänien. 37 Alle Eingebürgerten werden Unionsbürger und damit Teil der
V?lker Europas und �önnen damit auch das Recht der Republik Österreich mitbestimmen, 
wiederum ohne dass Osterreich darauf direkt oder indirekt, also über die EU, irgendeinen 
Einfluss hätte. 

Daz_u koi:nmt, dass bei jeder Erweiterung der EU �eitere Völker Europas zum Kreis
der Mitbestimmungsbefugten hinzustoßen. Darauf hat Osterreich zwar Einfluss, weil nach 
Art 49 EUV die Beitrittsverträge durch alle Mitgliedstaaten ratifiziert werden müssen. Bis­
herige Beitrittsverträge wurden in Österreich aufgrund von sonderverfassungsgesetzlichen 
Ermächtigungen parlamentarisch genehmigt, und auch künftige bedürfen nach (der 2008 
novellierten Bestimmung des) Art 50 Abs 4 B-VG einer Genehmigung mit Verfassungs­
mehrheit.38 Eine Diskussion unter dem Gesichtspunkt einer Umgestaltung des demokrati­
schen Souveräns ist damit freilich nicht garantiert. Bei einem allfälligen Beitritt der Türkei 
mag sich dies ändern. Jedenfalls aber bringt jeder neue Mitgliedstaat sein eigenes Wahlrecht 
und sein eigenes Staatsangehörigkeitsrecht in die Union mit und trägt damit zur weiteren 
Vielfalt der Völker Europas bei. 

Von einer exklusiven Staatsbürgerdemokratie kann in Österreich daher keine Rede mehr 
sein. 

C. Die Unbestimmbarkeit des demokratischen Souveräns

1922 schrieben Hans Kelsen, Georg Froehlich und Adolf Merk[ in ihrem Kommentar zur
?,Sterreichischen Bundesverfassung, Art 1 B-VG habe ,,keinen relevanten Rechtsinhalt"; ob 
Oste�eich eine Demokratie sei, ergebe sich nicht aus Art 1, sondern aus den nachfolgenden 
Bestimmungen der Bundesverfassung.39 Inzwischen ist Art l B-VG durch Lehre und Recht­
sprechung durchaus ein eigenständiger normativer Gehalt erwachsen;"° zuletzt hat der V fGH 
sogar angedeutet, dass der Demokratiegrundsatz ein „ewiger", also auch durch Verfassungs­
änderung mit nachfolgender Volksabstimmung nicht beseitigbarer Inhalt der Verfassung 

'" International Coun of Justice, No11ebohm case. ICI Reports 1955, 4. 
" British Nationality (Hong Kong) Act. www.legislation.gov.uk/ukpga/l997/20/contcnts (L 2. 2011): 

Art 37 _des rumänischen Gesetzes über die Staatsangehörigkeit von 1991. ww.legislationline.org/docu­
ments/1d/4�� l (l. J· 2011). Zu Vielfalt UJJd _Wandel der Staatsangehörigkeit zB Al.eini.koff/Klusmey­
cr (eds). C11JZenship Today: Global Perspecnves and Practices (2001 ); Bauböck/Ersbol/JGroe,r.endljk/ 
Wa(d�auch (eds). Ac�uisilion and Loss of ationality, Volume 1: Comparative Analyscs. Volume 2: 
Pol_1c1es �d Trendsm 1� Europe� Counu:ies: Country Analyses {2007): O'learymilikaincm (eds). 
Cmzensh1p and Natmnahty Smtu m the __ New Europe (1998): Wiederin, StaatSbilrgerschafts.recht in 
E�'.opa: �lemen1e und Entwi�klungen. ZO� 2009. 421: und die Beiträge zum Symposion „Changing 
C1LJzenslup Tbeory and Prncnce: ComparaLJve E'erspectives in a Democratic Fcamcworl::. Political Sci­
ence & Politics 2005. 667-699. 

31 In Deutschland ist - ander.; als i:n Österreich - sogar striuig, ob die parlamentarische Genehmigung 
von Be1tri1tsvenrtigen überhaupt einer Verfassungsmehrheit bedarf: zB Classe11 in v. Ma11goldz/Klein/ 
S1'!rck (Hrsg). Kommentar zum Grundgesetz Il6 (2010) Art 23 Rz 18: Heimschel v. Heinegg in Epping/ 
fitllgruber (Hrsg). GrundgesetZ (2009) Art 23 Rz 23. J: lfölsr:/1t!üit/Schotten, Die Erweiteruna der Euro­
päischen Onion als Anwendungsfall des neuen Europaartikels 23 GG? DÖV 1995. 187;Jara�.r/Pieroth, 
Grundgesetz filr die Bundesrepublik DeutSchland'0 (2009) Art 23 Rz 23; Pemice in Dreier (Hrsg), 
Grundgesetz. Kommentar n: (2006) An 23 Rz 90; Srreinz. in Sad,s (Hrsg), Grundgesetz' (2009) Art 23 
Rz80. 

39 Kelsen/Froehlich/Merkl, Die Bundesverfassung vom l. Oktober 1920 (1922) 65. 
40 Dazu zB Novak, Demokratisches Prinzip und Verfassungswandel, in Mantl-FS (2004) I 117. 
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ein könnte.41 Nun cheint es aber dass Kelsen und seine Mitautoren auf ganz andere Weise 
als gedacht doch noch Recht behalten. Technisch gesehen, ist nämlich Art l B-VG seit dem 
EU-Beitriu Österreichs in erheblichem Ausmaß zu einer bloßen dynamischen Verweisung 
geworden: einer Verwei. ung auf nicht vorhersehbare Rechtsakte einer nicht vorhersehbaren 
ZahJ von auf nicht vorhersehbare Weise gewählten Parlamenten anderer EU-Mitgliedstaa­
ten. Inhaltlich bedeutet das, dass es kein klar definiertes Staatsvolk mehr gibt und dass trotz 
aller Bemühungen der Verfassung geeichte eine ,Einhei1lichkeit der demokratischen Legiti­
mationsgrundlage" nicht mehrherge teilt werden kann. Au· Gründen der Kompetenzvertei­
lung zwischen den Mitgliedstaaten ist der Träger der österreiclüschen Demokratie vielmehr 
strukturell unbestimmbar. 

III. Lehren für die Europäische Union

Die strukturelle Ünbestimmbarkeit des demokratischen Souveräns gilt nicht nur für Ös­
terreich, sondern auch für die anderen Mitgliedstaaten und die EU selbst. Sie ist eine Folge 
der Verschränkung der demokratischen Legitimationsprozesse auf mitgliedstaatlicher und 
Unionsebene und damit dem lJnionsmodell immanent. 

An diesem Modell hätte auch der Verfassungsvertrag nicht viel geändert, und daran än­
dert auch der Reformvertrag von Lissabon kaum etwas. Ebenso wie zuvor Art I-20 Verfas­
sungsvertrag bestimmt zwar Art 14 Abs 2 EUV idF von Lissabon. das. sich das Europäische 
Parlament nunmehr (statt aus „Vertretern der Völker der in de.r Gemeinschaft zu ammen­
geschlossenen Staaten") aus „Vertretern der Unionsbürgerinnen und Unionsbürger" zu­
sammensetzt. Aus dieser Bestimmung (sowie Art 20 Abs 2 lit b AEUV und Art 39 Grund­
rechtecharta über das Wahlrecht der Unionsbürger) könnte man daher eine Beschränkung 
des Wahlrechts zum Europäischen Parlament auf Unionsbürger ableiten, sodass die Ent­
scheidung Spanien/Vereinigtes Königreich überholt wäre.•2 Doch angesichts der Erklärung 
des Vereinigten Königreichs zu dieser Bestimmung-O i I das nicht so sicher.44 Vor allem aber 
tastet der Vertrag von Lissabon. die zweite, immer noch wichtigere Legitimationssäule der 
EU nicht an, nämlich die nationalen Wahlen. und auch das Staatsangehörigkeitsrecht bleibt 
nach wie vor Sache der Mitgliedstaaten. 

Im Übrigen deuten auch die allgemeinen Rahmenbedingungen auf eine weitere Aufwei­
chung einer klar definjenen Staatsbürgerdemokratie. Zu ihnen gehört ein genereller Wandel 
im Demokratieverständnis in Richtung einer „postmodernen Staatlichkeit", die auf multi­
plen Identitäten und Zugehörigkeiten aufbaut. Die Basis dafür bilden der Migrationsdruck 
und die demografische Entwicklung in Europa wie auch die Erfahrung, dass Menschen in 
einem Land, in dem sie längere Zeil leben und gebraucht werden, früher oder später auch 
Rechte erhalten. Schließlich ist noch auf den „Klinkeneffekt" des Ausländerwahlrechts und 
der Einbürgerung hinzuweisen: Einmal eingeführt, sind olche Regelungen aus politi chen 

41 VfSlg 16.327/2001. 
•� Dafür Aust (FN 11) 269 ff. 
'1 Die Erklärung (Nr 64. ABI 2008 C 115/358) lautet: ,.Da� Vereinigte !(önigreich stellt fes_:• das� dtm:h

Anikel 9a dcs Vertra"S über die Eucopäi.sche Union und andere Bestnnmungen der Vertrage rucht die
Grundlaoen des Waliliechts für die Wahlen zum Europäi chen Parlament geändert werden sollen." 

" Zweifel� einer kiinft:igen Änderung der RecbtSprechung hegt auch A11.r1 (FN 11) 274. In den Kommen­
taren zum E1JV idF von Lis.sabpn wird die Entscheidung Spanien/Vereinigtes Königreich als anschei­
nend nach wie vor maßgeblich genannt: Geiger in Geiger/Khan/Korv;.r, EUV/AEUV (-010) Art 14
EUV Rz 2; Kauftnann-Bühlcr in L,mz/Borchardt (Hrsg). EU-Verträge' (2010) Art 14 EOV Rz 24: eben­
so Frenz, Handbuch Europarecht N. Europäische Grundrechte (2009) Rz 4427 f. 
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Gründen schwer rückgängig zu machen, weil sich die Betroffenen durch entsprechendes 
Wahlverhalten dagegen wehren können. 

Es spricht also viel dafür, dass wir in Hinkunft in noch bunteren demokratischen Verhält­
nissen leben werden. Es wird Zeit, sich daran zu gewöhnen. 
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Europarecht iSd Europäischen Gemeinschaftsrechts bzw Europäischen Unionsrechts der 
Frage zu unterziehen, ob es sich in der wissenschaftlichen Wahrnehmung aus seinen - aus 
deutscher Sicht - konzeptionellen Anfangsakzenten des „Ordoliberalismus"2 zu einem „K 
onstitutionalisierungsprogramm"3 entwickelt habe,• gibt das Inkrafttreten des Lissabonner
Reforrnvertrags5 ebenso Anlass wie das Forschungsinteresse von Willibald Posch im Euro­
päischen Privatrecht. 6 Denn ein primärrechtlich verbindlicher Integrationsansatz, der das
Zusammenwachsen und den Zusammenhalt der Europäischen Union konzeptionell und 
rechtsfest zuerst den alltäglich verbindenden Initiativen und Kräften einer transnationalen 
Marktrechtsgesellschaft und damit der grenzüberschreitenden Privatautonomie in einem 
politisch festgesetzten sozialen Ordnungsrahmen anvertraut,7 führt unschwer auch auf die 

1 Universität Heidelberg. Geschäftsführender Direktor des Instituts für deutsches und europäisches Ge-
sellschafts- und Wirtschaftsrecht. 

2 Zum Begriffs unten. 
1 Zum Begriffs unten. 
• Es ist eine Frage, über die bei der Festveranstaltung zum SO-jährigen Jubiläum des Instituts für Europä­

ische Politik und dessen Wissenschaftlichem Direktorium in Berlin im Oktober 2009 zu sprechen, der 
Autor von dem Politikwissenschaftler Michael Kreile (Humboldt Universität Berlin) angeregt wurde. 

• Vertrag von Lissabon, in Kraft getreten am 1. 12. 2009. 
• V gl zB Pos eh, Europäisches Produkthaftungsrecht vor nationalen Gerichten - Zur Sonderstellung der

österreichischen Gerichtspraxis. Versuch einer Erklärung, ZEuP 2001, 596; ders, Reaktionen des öster­
reichischen Gesetzgebers auf die privatrechtliche Judikatur des Europäischen Gerichtshofs, ZEuP 2004, 
�.81 ff; ders, Die Europäisierung und Dekodifikation des Privatrechts als Konsequenz der Teilnahme 
Osterreichs am Europäischen Wirtschaftsraum, in Ginther//sak/Posch (Hrsg), Recht und Politik in ei­
nem größeren Europa, 1993, S 13 ff; s auch ders, Internationales Privatrecht, Privatrechtsvergleichung,
Einheitsprivatrecht - Eine Einführung in die internationalen Dimensionen des Privatrechts, 1999 ; ders, 
Bürgerliches Recht: Internationales Privatrecht, 5. Aufl 2010.

7 V gl dazu Müller-Graf!, Die Europäische Privatrechtsgesellschaft in der Verfassung der Europäischen
Union, in Mül/er-Grajf/Roth (Hrsg), Recht und Rechtswissenschaft. Signaturen und Herausforderungen 
zum Jahrtausendbeginn, 2000, S 271 ff; zur Komponente des Sozialgestaltungsrahmens vgl ders, Die 
Verdichtung des Binnenmarktrechts zwischen Handlungsfreiheiten und Sozialgestaltung, EuR Beiheft 
1/2002, S 7 ff. In der Neufassung des Art 3 EUV durch den Lissabonner Reformvertrag erscheint erst­
mals im Primärrecht die adjektivische Konnotation der Marktwirtschaft als „wettbewerbsfähige soziale 
Marktwirtschaft" (Abs 3 S 2) ; vgl auch Drexl, Wettbewerbsverfassung, in v. Bodgandy (Hrsg), Europä­
isches Verfassungsrecht, 2003, S 748, 765 ff. 
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Es wird darauf verwiesen, dass alle Angaben in diesem Fachbuch trotz sorgfältiger Be­
arbeitung ohne Gewähr erfolgen und eine Haftung der Autoren oder des Verlags ausge­
schlossen ist. 

Druckerei: Prime Rate GmbH, Budapest 

Vorwort 

Mit der vorliegenden Festschrift zum 65. Geburtstag von Willibald Posch ehren die 
Herausgeber/in und Autoren/innen einen herausragenden Juri. ten und Uni ersitätsleh­
rer der sein wissenschaftliches W1Iken in einem umfassenden Sinne versteht, der stets die 
Herausforderung neuer Fragestellungen und Erkenntl'li se sucht, aber sich auch immer der 
Verantwortung bewusst ist, welche er dabei zu tragen hat. 

Diese Festschrift tellt die Fort etzung - man möchte fast meinen, die logische Fort­
setzung - zu der im Jahr 1996 anlässlich des 50. Geburtstages erschienenen Fe cschrift dar. 
welche. dem Geehrten von seinen damaligen Assistenten gewidmet worden ist. eil dieser 
Festschrift hat ich nicht nur die Zahl der wissenscbafcJichen Veröffentlichunoen de Jubi­
lars in beeindruckendem Ausmaß erhöht, sondern sein Schaffen hat auch Aus�ck in hohen 
Auszeichnungen und Niederschlag in der Berufung in ehrenhafte Funktionen gefunden. 

Das wissenschaftliche Interesse des Jubilars in dem Zeitraum zwischen dem Erscheinen 
der ersten und der nun vorliegenden Festschrift kann wie in der Zeit davor dahin gehend 
charakterisiert werden, dass es vom Bestreben geleitet war, die Relativität des nationalen 
Rechts zu beleuchten. Das Engagement des Jubilars war und ist der internationalen Dimen­
sion des Rechts verschrieben, was durch den zweiten Teil des Titels dieser Festschrift - wie­
derum - gebührend Ausdruck finden soll. Dieser Ansatz wurde vom Jubilar nicht nur in den 
vergangenen Jahren sowohl in der Lehre als auch in der Forschung stetig vorangetrieben. 
Die Schwerpunkte seiner Lehr- und Forschungstätigkeit bilden neben dem österreichischen 
Zivilrecht das Internationale Kaufrecht, die Rechtsvergleichung, das Europäische Privat­
recht, das Internationale Privatrecht und die Rechtsvereinheitlichung. 

Seit dem Erscheinen der ersten Festschrift im Jahr 1996 hat die von Willibald Posch stets 
betonte internationale Dimension des Rechts ein nahezu unübersehbares Ausmaß angenom­
men. Insbesondere die Entwicklungen auf europäischer Ebene haben die nationalen Rechts­
ordnungen mittlerweile so stark beeinflusst und geprägt, dass die internationale Dimension 
heute nicht nur im nationalen Recht verankert, sondern auch in das Bewusstsein der Rechts­
anwender/innen gerückt ist. Diesem Umstand versucht der erste Teil des Titels der Fest­
schrift, ,,Öffnung und Wandel", gerecht zu werden. 

Die zahlreichen Autoren/innen dieser Festschrift vermögen einen Einblick in die wissen­
schaftliche Breite und die Vielfalt persönlicher Kontakte zu vermitteln, die der Jubilar zu 
knüpfen vermochte. Die Förderung von Kontakten zu ausländischen Universitäten und wis­
senschaftlichen Institutionen bzw internationalen Organisationen ist als sein besonderes An­
liegen hervorzuheben. Seine fördernde Unterstützung war in besonderem Maße auf die Re­
formstaaten Mittel-, Ost- und Südosteuropas gerichtet. So mag es auch nicht verwundern, 
dass dem Jubilar im Jahre 2007 in Würdigung seiner Verdienste die Ehrendoktorwürde der 
juristischen Fakultät der Universität Olomouc verliehen wurde. Olomouc gehört wohl un­
zweifelhaft zu jenen Fakultäten, die dem Jubilar ein besonderes Anliegen war, was auch 
durch mehrfache Lehrtätigl<eiten an dieser Fakultät bestätigt wird. Aber auch mit der juris­
tischen Fakultä1 Maribor pflegt er einen intens.iven Austau eh, hält er doc.h seit Jahren ge­
mein am mit Kollegen aus Maribor grenzüberschreitende Lehrveranstaltungen zum inter­
nationalen Warenkauf ab. Doch der Radius seines Wirken beschränkt sich in geografischer 
Hinsicht nicht auf Europa. So nahm er ua im Jahr 2000 eine Gastprofessur inKuala Lumpur/ 
Malaysien wahr. Seine Gastprofessuren und Lehrtätigkeiten erstrecken . ich zudem auch auf 
Frankreich, Großbritannien sowie die USA, wo er an einer der Partnerfakultäten der Grazer 
Fakultät, der Rutgers School of Law, Camden/N.J., mehrfach unterrichtet hat. 
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